
�Ğƌ�>ĂŶĚĞƐƌĞŐŝĞƌƵŶŐ�ͣĂƵĨ�ĚŝĞ�^ƉƌƺŶŐĞ�ŚĞůĨĞŶ͞
�ĞƌƵĨƐǀĞƌďŽƚĞ�ƵŶĚ�ZĞŚĂďŝůŝƟĞƌƵŶŐ

ϱϭ� :ĂŚƌĞ� ŶĂĐŚ� ĚĞŵ� ƐŽŐĞŶĂŶŶƚĞŶ�
ZĂĚŝŬĂůĞŶĞƌůĂƐƐ�ŚĂďĞŶ��ŶĚĞ� :ĂŶƵĂƌ�
ϮϬϮϯ� ǀŽŵ� �ĞƌƵĨƐǀĞƌďŽƚ� �ĞƚƌŽīĞŶĞ�
ĂƵƐ� EŝĞĚĞƌƐĂĐŚƐĞŶ� ĚĞŵ� >ĂŶĚƚĂŐ�
ϭϳ� ŝŶĚŝǀŝĚƵĞůůĞ� WĞƟƟŽŶĞŶ� ŵŝƚ� ŝŚͲ
ƌĞŶ� &ŽƌĚĞƌƵŶŐĞŶ� ƺďĞƌŐĞďĞŶ͘� �ŝĞƐĞ�
ĞŶƚŚĂůƚĞŶ�ĞƌƐĐŚƺƩĞƌŶĚĞ��ĂƌƐƚĞůůƵŶͲ
ŐĞŶ͕�ǁĞůĐŚ�ŐƌŽƘĞƐ�hŶƌĞĐŚƚ�ƵŶĚ�>ĞŝĚ�
ĚŝĞ� �ĞƚƌŽīĞŶĞŶ� ŝŶ� ĚĞŶ� ϭϵϳϬĞƌ� ƵŶĚ�
ϭϵϴϬĞƌ� :ĂŚƌĞŶ� ĞƌĨĂŚƌĞŶ� ŚĂďĞŶ͘� ^ŝĞ�
ǁĂƌĞŶ�ĚĂŵĂůƐ�ũƵŶŐĞ�ƵŶĚ�ĞŶŐĂŐŝĞƌƚĞ�
>ĞŚƌŬƌćŌĞ͕� ĚĞŶĞŶ� ĂůƐ� ĂŶŐĞďůŝĐŚĞŶ�
sͣĞƌĨĂƐƐƵŶŐƐĨĞŝŶĚĞŶ͞� ĚĞƌ� �ƵŐĂŶŐ�
ǌƵŵ� PīĞŶƚůŝĐŚĞŶ� �ŝĞŶƐƚ� ƵŶĚ� ĚŝĞ�
�ƵƐƺďƵŶŐ� ŝŚƌĞƐ� �ĞƌƵĨĞƐ� ǀĞƌǁĞŚƌƚ�
ǁƵƌĚĞŶ͘�

Zerstörte Existenzgrundlagen und 
Diskriminierung, Arbeitslosigkeit und 
'ĞƌŝĐŚƚƐƉƌŽǌĞƐƐĞ� ƐŽǁŝĞ� ǌƵŵ� dĞŝů� Ğƌ-
hebliche, nicht nur materielle Nach-
teile prägen bis heute ihren Lebens-
ǁĞŐ�ƵŶĚ�ĚĞŶ�ŝŚƌĞƌ�&ĂŵŝůŝĞŶ͘
�ŝĞ� sŽƌƐŝƚǌĞŶĚĞ� ĚĞƐ� WĞƟƟŽŶƐĂƵƐ-
schusses des Niedersächsischen 
>ĂŶĚƚĂŐĞƐ͕� �ůĂƵĚŝĂ� ^ĐŚƺƘůĞƌ� ;^W�Ϳ͕�
ŶĂŚŵ�ĚŝĞ�WĞƟƟŽŶĞŶ�ŝŶ��ŵƉĨĂŶŐ�ƵŶĚ�
versprach, dass sich der Ausschuss 
ŐƌƺŶĚůŝĐŚ� ƵŶĚ� ƵŵĨĂƐƐĞŶĚ� ŵŝƚ� ĚĞŶ�
ǀŽƌŐĞƚƌĂŐĞŶĞŶ�&ŽƌĚĞƌƵŶŐĞŶ�ďĞƐĐŚćĨ-
ƟŐĞŶ� ǁĞƌĚĞ͘� �Ğŝ� ĚĞƌ� ƂīĞŶƚůŝĐŚĞŶ�
mďĞƌŐĂďĞ� ǀŽƌ� ĚĞŵ� >ĂŶĚƚĂŐ� ǁĂƌĞŶ�
ĞďĞŶĨĂůůƐ� ĂŶǁĞƐĞŶĚ� ĚŝĞ� ƐƚĞůůǀĞƌƚƌĞ-

ƚĞŶĚĞ�DŝŶŝƐƚĞƌƉƌćƐŝĚĞŶƟŶ͕�<ƵůƚƵƐŵŝ-
ŶŝƐƚĞƌŝŶ�:ƵůŝĂ�tŝůůŝĞ�,ĂŵďƵƌŐ�;'ƌƺŶĞͿ͕�
und die Vorsitzende des Innenaus-
ƐĐŚƵƐƐĞƐ͕��ŽƌŝƐ�^ĐŚƌƂĚĞƌͲ<ƂƉĨ� ;^W�Ϳ͘�
hŶƚĞƌƐƚƺƚǌƚ� ǁƵƌĚĞŶ� ĚŝĞ� �ĞƚƌŽīĞŶĞŶ�
ĂƵƘĞƌĚĞŵ� ǀŽŶ� ĚĞƌ� sŝǌĞƉƌćƐŝĚĞŶƟŶ�
des Landtages, Meta Janssen-Kucz 
;'ƌƺŶĞͿ͕� ƐŽǁŝĞ� ǁĞŝƚĞƌĞŶ� �ďŐĞŽƌĚ-
ŶĞƚĞŶ� ĚĞƌ� ZĞŐŝĞƌƵŶŐƐŬŽĂůŝƟŽŶ͘�
�ƌ͘ � �ũƂƌŶ� �ƌĞŶŶĞĐŬĞ͕� ^ĞŬƌĞƚćƌ� Ĩƺƌ�
�ĞĂŵƚΎŝŶŶĞŶƉŽůŝƟŬ�ĚĞƌ�'�t�EŝĞĚĞƌ-
ƐĂĐŚƐĞŶ͕�ƵŶĚ�DĂƌƟŶĂ��ŝĞƌƘĞŶ͕�>ĞŝƚĞ-
rin der Landesrechtsschutzstelle des 
ver.di-Landesbezirks Niedersachsen-
�ƌĞŵĞŶ͕� ŶĂŚŵĞŶ�ĂƵĐŚ� ƚĞŝů� ƵŶĚ� ƐŽůŝ-
ĚĂƌŝƐŝĞƌƚĞŶ�ƐŝĐŚ�ĞďĞŶĨĂůůƐ͘

ϭϮ���ƉƌŝůͬDĂŝ�ϮϬϮϯ

͙͘�ďĞǌŝĞŚĞ�ǌƵƌǌĞŝƚ�ĂƵĨ�'ƌƵŶĚ�ŵĞŝŶĞƐ�ǀĞƌĨĂƐ-
ƐƵŶŐƐǁŝĚƌŝŐĞŶ� �ĞƌƵĨƐǀĞƌďŽƚĞƐ� ĞŝŶĞ� �ůƚĞƌƐ-
ƌĞŶƚĞ�ǀŽŶ�ϲϯϱ͕ϵϳ��ƵƌŽ�ŵŽŶĂƚůŝĐŚ͘
,ƵďĞƌƚ��ƌŝĞĚĞŶ͕�EĞƵƐƚĂĚƚ�

Dŝƌ� ǁƵƌĚĞ� ĚƵƌĐŚ� ĚĂƐ� ϭϵϳϱ� ǀĞƌŚćŶŐƚĞ� �Ğ-
ƌƵĨƐǀĞƌďŽƚ� ƌĞĐŚƚƐǁŝĚƌŝŐ�ĚĞƌ��ďƐĐŚůƵƐƐ�ŵĞŝ-
ŶĞƌ��ƵƐďŝůĚƵŶŐ�ǀĞƌǁĞŚƌƚ͘
�ǀĂ�DĞůůĞƌƚͲ,ĂƌƚůŝŶŐ͕�KůĚĞŶďƵƌŐ

Erst die Einladung zu einer „Anhörung“ 
ƐĐŚĂŏĞ�<ůĂƌŚĞŝƚ͘�^Ž�ǁƵƌĚĞ�ŵŝƌ�ĚŝĞ��ŶƌĞĚĞ�
ͣ'ĞŶŽƐƐĞ͞� ŝŶ� ĞŝŶĞƌ� 'ůƺĐŬǁƵŶƐĐŚĂŶǌĞŝŐĞ�
ƵŶĚ�ĚĞƌ��ƵĨƌƵĨ�ǌƵƌ�'ƌƺŶĚƵŶŐ�ĞŝŶĞƌ�/ŶŝƟĂƟǀĞ�
ŐĞŐĞŶ��ĞƌƵĨƐǀĞƌďŽƚĞ�ǀŽƌŐĞǁŽƌĨĞŶ͘
ZŽůĨ�'ƺŶƚŚĞƌ͕ �,ĂŶŶŽǀĞƌ

Von 1996 bis 2014 arbeitete ich an der Ge-
ƐĐŚǁŝƐƚĞƌͲ^ĐŚŽůůͲ'ĞƐĂŵƚƐĐŚƵůĞ͘� ^Ğŝƚ� ϭϵϵϵ�
ďŝƐ� ϮϬϭϰ� ǁĂƌ� ŝĐŚ� ŚŝĞƌ� �ŝĚĂŬƟƐĐŚĞƌ� >ĞŝƚĞƌ�
ƵŶĚ� ǀŽƌƺďĞƌŐĞŚĞŶĚ� ^ĐŚƵůůĞŝƚĞƌ͘ � DĞŝŶ� ZƵ-
ŚĞŐĞŚĂůƚ�ŝƐƚ�ďĞĚŝŶŐƚ�ĚƵƌĐŚ�ĚĂƐ��ĞƌƵĨƐǀĞƌďŽƚ�
ĂƵĨ�ϱϮ͕ϭϭ�WƌŽǌĞŶƚ�ŐĞŵŝŶĚĞƌƚ͘
�ĞƌŶĚ�>ŽǁŝŶ͕�'ƂƫŶŐĞŶ

/ĐŚ�ǁĞƌĚĞ� ŝŶ� ĚŝĞƐĞŵ� :ĂŚƌ� ϳϮ� :ĂŚƌĞ� Ăůƚ� ƵŶĚ�
ŵƂĐŚƚĞ�ŵĞŝŶĞŶ�<ŝŶĚĞƌŶ�ƵŶĚ��ŶŬĞůŶ�ǁĞŝƚĞƌ-
ŚŝŶ�ĞŝŶ�ŐƵƚĞƐ�sŽƌďŝůĚ�ďĞǌƺŐůŝĐŚ�ŐĞƐĞůůƐĐŚĂŌ-
lichen Engagements und Zivilcourage sein. 
�ĞƐŚĂůď�ĨŽƌĚĞƌĞ�ŝĐŚ�ǀŽŵ�>ĂŶĚ�EŝĞĚĞƌƐĂĐŚƐĞŶ�
ŵĞŝŶĞ�ZĞŚĂďŝůŝƟĞƌƵŶŐ�ʹ�ƉŽůŝƟƐĐŚ�ƵŶĚ�ŵĂƚĞ-
riell. Das Geld aus einer materiellen Wieder-
ŐƵƚŵĂĐŚƵŶŐ� ǁƺƌĚĞ� ŝĐŚ� ĞŝŶĞƌ� ŐĞŵĞŝŶŶƺƚǌŝ-
gen Einrichtung zugunsten benachteiligter 
Kinder und Jugendlicher spenden.
hůƌŝŬĞ�DĂƌŬƐ͕�sĂƌĞů

�ƵƐ�ĚĞŶ�WĞƟƟŽŶĞŶ͗
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8. Mai – arbeitsfrei!
Zeit für Antifaschismus

Derzeit findet in Niedersachsen eine 
Diskussion über die Schaffung eines 
zusätzlichen Feiertages statt. Dies 
eröffnet eine reelle Chance, end-
lich den 8. Mai, den Tag der Befrei-
ung vom Faschismus, zum Feiertag 
zu erklären. Der Landesausschuss 
„Courage gegen Rechts“ hat in sei-
ner Sitzung im Februar angesichts 
der zunehmenden Rechtsentwick-
lung mehrheitlich beschlossen, dem 
Geschäftsführenden Vorstand (GV) 
zu empfehlen, die Initiative des DGB 
Bezirks Niedersachsen-Bremen-
Sachsen-Anhalt „8. Mai – arbeits-
frei“ zu unterstützen.
Unabhängig von der aktuellen Dis-
kussion hatte der DGB-Bezirk mit 
seinen acht Einzelgewerkschaften 
die Landesregierung bereits 2020 
aufgerufen, den 8. Mai gemeinsam 
zu würdigen und als offiziellen Feier-
tag zu begehen. Der DGB-Vorsitzen-
de Dr. Mehrdad Payandeh erklärte 
dazu: „Der 8. Mai ist ein Grundstein 
für unsere Demokratie. Als Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter 
fühlen wir uns in der Pflicht, ein 
Wiederaufleben von Faschismus und 

Rechtsextremismus entschieden zu 
verhindern. Die Gefahren für unsere 
Demokratie müssen benannt und ge-
bannt werden. Das sind wir den Op-
fern von Rassismus und Gewalt und 
ihren Angehörigen schuldig.“
Auch Esther Bejarano, Auschwitz-
Überlebende, hatte am 26. Januar 
2020 einen leidenschaftlichen Ap-
pell veröffentlicht, in dem sie sag-
te: „Ich überlebte als Mitglied des 
‚Mädchenorchesters‘ das deutsche 
Vernichtungslager Auschwitz und 
konnte vor 75 Jahren auf dem To-
desmarsch der Häftlinge des KZ Ra-
vensbrück der SS entkommen. Ich 
fordere: Der 8. Mai muss ein Feiertag 
werden! Ein Tag, an dem die Befrei-
ung der Menschheit vom NS-Regime 
gefeiert werden kann. Das ist überfäl-
lig seit sieben Jahrzehnten. Und hilft 
vielleicht, endlich zu begreifen, dass 
der 8. Mai 1945 der Tag der Befrei-
ung war, der Niederschlagung des 
NS-Regimes. […] Die militärische Zer-
schlagung des Faschismus durch die 
Alliierten, Partisan*innen und Wider-
standskämpfer*innen als Befreiung 
zu begreifen, bedeutet die richtigen 

Schlüsse zu ziehen und auch so zu 
handeln. Es ist nicht hinnehmbar, 
dass 75 Jahre danach extreme Rech-
te in allen deutschen Parlamenten 
sitzen und in immer rascherer Folge 
Mord auf Mord folgt. Sonntagsreden, 
die Betroffenheit zeigen, reichen 
nicht. Es muss gestritten werden für 
die neue Welt des Friedens und der 
Freiheit, die die befreiten Häftlin-
ge im Schwur von Buchenwald als 
Auftrag hinterlassen haben. Ein of-
fizieller bundesweiter Feiertag wäre 
dafür die regelmäßige Verpflichtung. 
– Nicht nur, aber eben auch an jedem 
8. Mai.“
Der 8. Mai steht für viele Menschen 
unter dem Motto: „Nie wieder Krieg, 
nie wieder Faschismus!“. Beide For-
derungen sind aktueller denn je. 
Deshalb: 8. Mai – arbeitsfrei! Zeit für 
Antifaschismus! Diesen Appell, der 
als Petition online ging, haben inzwi-
schen mehr als 175.000 Menschen 
unterzeichnet. Ein starkes Argument.

Mecki Hartung
für den Landesausschuss 
„Courage gegen Rechts“
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So kann das Engagement gegen Berufsverbote 
(mit Spenden für die Öffentlichkeitsarbeit) 
unterstützt werden:
Lothar Letsche, IBAN DE53 6009 0900 7910 0006 00, 
Stichwort: Berufsverbot

Spenden zur Unterstützung von in Altersarmut 
lebenden Berufsverbote-Betroffenen:
Neuer Heinrich-Heine-Fonds
IBAN DE55 6009 0800 0100 2249 67

Aktuelles, Geschichtliches, und weitere 
Informationen unter: www.berufsverbote.de

Unrühmliches Kapitel
Bereits im Dezember 2016 hatte der 
Niedersächsische Landtag in einer 
Entschließung die Zeit der Berufsver-
bote als „unrühmliches Kapitel in der 
Geschichte Niedersachsens“ bewer-
tet und den Betroffenen „Respekt 
und Anerkennung“ ausgesprochen. 
Zwar beschäftigte sich anschließend 
intensiv, aber zeitlich begrenzt, eine 
Arbeitsgruppe mit der Aufarbeitung 
der Berufsverbote, und die zuständige 
Landesbeauftragte, Jutta Rübke, legte 
eine ausführliche Dokumentation vor. 
In den nachfolgenden sechs Jahren 
war das Thema damit für Landesre-
gierung und Landespolitik offenbar 
erledigt und abgehakt. Mit Bedauern 
und vordergründigen Argumenten 
verweigerte die Staatskanzlei 2021 
weitergehende Schritte wie Reha-
bilitierung und Entschädigung der 
Betroffenen, dabei wurden beispiels-
weise „fehlende Akten“ angeführt, 

die eine Beurteilung „nach heutigen 
Maßstäben“ verhindern würden.
Die Forderungen der Betroffenen an 
die Landesregierung kommen in den 
überreichten Petitionen klar zum Aus-
druck: eine Entschuldigung durch die 
Landesregierung, die Einrichtung ei-
nes Runden Tisches mit Betroffenen 
und Gewerkschaften, der Maßnah-
men für individuelle Rehabilitierung 
und Entschädigung ausarbeitet, sowie 
eine Vorstellung und eine Landtags-
diskussion des Berichts der Landes-
beauftragten. Ferner werden die Auf-
nahme des Themas in die politische 
Bildung an niedersächsischen Schulen 
gefordert und die Ablehnung der Neu-
auflage eines „Radikalenerlasses“ für 
den Öffentlichen Dienst.
Das Land Niedersachsen, Landesregie-
rung und Parlament müssen nunmehr 
die Chance nutzen, um nicht auf hal-
ben Wege stehen zu bleiben, sondern 
den 2016 eingeschlagenen positiven 

Weg fortsetzen und das „unrühmliche 
Kapitel“ endgültig beenden. Eine bio-
logische Lösung ist keine Lösung.

Matthias Wietzer
Grund- und Hauptschullehrer, 

zwölf Jahre Berufsverbot


